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„Moderner Strafvollzug“ auf gutem Weg
Landespressekonferenz am 5. Juli 2017 in Stuttgart mit Landtagsabgeordneten der GRÜNEN und der CDU 
sowie mit dem BSBD-Landesvorsitzenden Alexander Schmid

Arbeitsgruppe „Moderner Strafvollzug“ der Landtagsfraktionen der GRÜNEN und CDU in Baden-Württemberg: „Wir 
wollen den Fokus auf die Belange der Beschäftigten und Gefangenen legen.“ Jürgen Filius MdL und Dr. Bernhard La-
sotta MdL: „Mit der Arbeitsgruppe „Moderner Strafvollzug“ kommen Personen aus der Praxis zu Wort. Wir erarbeiten 
Vorschläge, die den Strafvollzug für die Herausforderungen der Zukunft rüsten.“

Der Strafvollzug steht durch gesell-
schaftliche Veränderungen vor neu-
en herausfordernden Aufgaben. Der 
rechtspolitische Sprecher der CDU-
Landtagsfraktion, Dr. Bernhard Lasot-
ta MdL, erklärt: „Die Anforderungen 
an die Mitarbeiter im Strafvollzug sind 
in den letzten Jahren enorm gestiegen. 
Wir erleben zum Beispiel vermehrt eine 
höhere Gewaltneigung der Gefange-
nen, psychische Auffälligkeiten, ver-
stärkte Betäubungsmittelabhängigkeit, 
Sprach- und Verständigungsbarrieren 
sowie einen höheren Anteil an aus-
ländischen Gefangenen.“ Die Arbeits-
gemeinschaft moderner Strafvollzug 
erarbeitet daher mit vielen Experten 
Handlungsempfehlungen, die die Be-
dürfnisse des Strafvollzugs und seiner 
Bediensteten betreffen.

Der rechtspolitische Sprecher der 
Fraktion GRÜNE im Stuttgarter Land-
tag, Jürgen Filius MdL, weist auf die 
vom Justizministerium im Dezember 
2014 eingesetzte Expertenkommission 
zum Thema „Umgang mit psychisch 
auffälligen Gefangenen“ hin. „Die Kom-
mission hat sehr gute Arbeit geleistet 
und umfangreiche Vorschläge erarbei-
tet, die die Koalition schon teilweise 
umgesetzt hat und weiter umsetzen 
wird. An diese gute Arbeit wollen wir 
mit den erarbeiteten Vorschlägen an-
knüpfen und den Blick auf den Straf-
vollzug im Ganzen weiten.“

Die derzeit diskutierten Handlungs-
empfehlungen „Moderner Strafvollzug“ 
betreffen zu einem großen Teil grund-
legende strukturelle Änderungen. So 
sei ein wichtiges Projekt der Arbeits-
gruppe die Erarbeitung eines medizi-
nischen Gesamtkonzepts für den Voll-
zug, so Dr. Bernhard Lasotta MdL. „Wir 
wollen dazu eine breite Kooperation 
mit Medizinern aus dem Vollzug, aus 
der Landesärztekammer, der BIOS-Ini-
tiative und anderen Beteiligten suchen. 
Die medizinische Grundversorgung 
muss durch ein Gesamtkonzept flexibel 
und abgestimmt gesichert werden. Das 
dient der Versorgung der Gefangenen, 
der Attraktivität der medizinischen Be-
rufe und entlastet die Justizvollzugs-
beamten. Neben einem neuen Justiz-
vollzugskrankenhaus müssen weitere 
dezentrale Angebote an den Standorten 

der großen Justizvollzugsanstalten ent-
wickelt werden.“

Auch die Resozialisierung und die 
Hilfestellung für Gefangene auf dem 
Weg zurück in ein legales Leben müsse 
stärker in den Fokus genommen wer-
den. „Wir müssen bestehende Angebote 
ausbauen und neue schaffen. Die beste-
henden Vorschriften zu Art und Weise 
des Vollzugs der Haft müssen evaluiert 
und die Angebote und Leistungen der 
Träger der Resozialisierung müssen 
gebündelt werden“, so Jürgen Filius. 
Es werde geprüft, ob ein Landesresozi-
alisierungsgesetz die entsprechenden 
Rahmenbedingungen schaffen kön-
ne. Weiter seien konkrete Vorschläge 
zu Verbesserungen im Personal- und 
Baubereich in Arbeit, etwa eine neue 
Aus- und Fortbildungskonzeption oder 
flächendeckende und regelmäßige Su-
pervisionsgespräche bei Gewalterfah-
rung von Beamten im allgemeinen Voll-
zugsdienst. 

Darüber hinaus wird auch über per-
sonelle Fragen diskutiert. Im Fokus 
steht hier neben der insbesondere 
vom Bund der Strafvollzugsbedien-
steten als dringend notwendig erach-
teten Schaffung einer deutlichen Zahl 
von Neustellen in allen Bereichen des 
Strafvollzuges die Attraktivität des Be-
rufsbildes, d.h. auch Beförderungsmög-
lichkeiten und Zukunftsperspektiven, 
sowie die Anzahl und Einstufung der 
Personalstellen. Außerdem wolle man 
unter anderem Verbesserungen für Jus-
tizvollzugsbeamte erreichen, die Opfer 
von Gewalttaten und Übergriffen ge-
worden seien und gleichzeitig Präven-
tionsmaßnahmen entwickeln, die den 
anhaltend hohen Krankenständen beim 
Justizvollzugspersonal entgegen wir-
ken helfen, betonten der Vorsitzende 
des Bundes der Strafvollzugsbedienste-
ten Baden-Württemberg BSBD Alex-
ander Schmid und die Rechtspolitiker 
von Grünen und CDU Jürgen Filius 
MdL und Dr. Bernhard Lasotta MdL 
am 5. Juli 2017 in Stuttgart.

Teilnehmer der ersten beiden 
AG-Sitzungen mit Fachbereich

•  Raimund Becker, ver.di – Haupt-
thema: Angelegenheiten der Bedien-
steten

•  Dr. Dirk Bruder, JVA Offenburg – 
Hauptthema: sozialtherapeutische 
Abteilungen

•  Dr. Udo Frank, Zentrum für Psy-
chiatrie Südwürttemberg – Haupt-
thema: Medizinische Versorgung/
Psychiatrie

•  Katja Fritsche, JVA Adelsheim – 
Hauptthema: Jugendstrafvollzug

•  Patrick Herrling, Landesbetrieb 
VAW – Hauptthema: Vollzugliches 
Arbeitswesen

•  Volkmar Körner, Bewährungs- und 
Gerichtshilfe Baden-Württemberg – 
Hauptthema: BGBW, Einbeziehung 
Ehrenamtlicher; Resozialisierung

•  Dr. Joachim Obergfell-Fuchs, 
Bildungszentrum Justizvollzug 
Baden-Württemberg – Hauptthema: 
Bildungsangebote im Vollzug 

•  Alexander Schmid, Vorsitzender 
des Landesverbands des Bundes der 
Strafvollzugsbediensteten Deutsch-
lands – Hauptthema: Angelegenhei-
ten der Bediensteten

•  Andreas Teichmann, JVA Freiburg 
– Hauptthema: Medizinische Versor-
gung

•  Peter Zielinski, JVA Freiburg – 
Hauptthemen: Personal, Haushalt 
und Organisation

Tagungstermine der Arbeitsgruppe 
Die Gruppe hat am 28. März 2017 erst-
mals getagt. Am Nachmittag des 5. Juli 
fand die zweite Sitzung statt. Der 3. Sit-
zungstermin ist auf den 16. November 
2017 anberaumt.  

Vom BSBD-Landesverband waren zu 
den ersten beiden Arbeitssitzungen der 
Vorsitzende Alexander Schmid und 
sein Stellvertreter Peter Zielinski ein-
geladen. Bei der ersten Sitzung, die sich 
über einen bemerkenswerten Zeitraum 
von rund fünf Stunden(!) erstreckte, 
wurde der Landesvorsitzende als Erster 
zur Abgabe seines Statements und der 
BSBD-Positionen aufgerufen.

Die erste Sitzung diente so einer 
ausführlichen und differenzierten Be-
standsaufnahme der aktuellen Gege-
ben heiten im baden-württembergi-
schen Strafvollzug.

In der zweiten Sitzung wurden die 
daraus gewonnenen Erkenntnisse erör-
tert und eine alle Vollzugsbereiche um-
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fassender Liste von konkret-praktischen 
Maßnahmen erarbeitet, die in kurz-, 
mittel- und langfristige Perspektiven 
untergliedert waren. Der BSBD konn-
te sehr erfreut sein, dass in einer Reihe 
von Maßnahmen auch deutlich seine 
„Handschrift“ zu erkennen war.

Zudem hat sich in der Sitzung vom 5. 
Juli 2017 die Arbeitsgruppe zusammen 
mit Vertretern der beteiligten Ministe-
rien (Staatsministerium, Justizministe-
rium, Sozialministerium, Staatsrätin 
für Zivilgesellschaft und Bürgerbeteili-
gung) mit den Vorschlägen befasst und 
daraus erste Handlungsempfehlungen 
erarbeitet. (z.T. aus: PM der Fraktionen 
GRÜNE u. CDU) 

Bei der dritten Sitzung wird es 
schwerpunktmäßig um folgende voll-
zugsrelevante Themen gehen: 
(1) Medizinkonzeption 
(2) Fortbildungskonzeption 
(3)  Erste Überlegungen zum Resozia-

lisierungsgesetz 
(4) Islamische Gefangenenseelsorge 
(5) Wissenschaftliche Studien 
(6) Einbeziehung Ehrenamtlicher 

Vorstellung der Ergebnisse und 
Maßnahmen aus der Arbeitsgruppe 
moderner Strafvollzug bei der Lan-
despressekonferenz am 5.7. 2017
Die umfang- und detailreiche Maßnah-
menliste wurde bei der Landespresse-
konferenz am 5. Juli 2017 in Stuttgart 
vorgestellt. Es war etwas Besonderes 
und bisher Einmaliges, dass BSBD-Lan-
desvorsitzender Alexander Schmid 
in einer Reihe mit den einflussreichen 
Politikern der Arbeitsgruppe – Jürgen 
Filius MdL und Dr. Bernhard Lasotta 
MdL – auf dem Podium Platz nehmen 
konnte. Ihm wurde auch vom Leiter 
der LPK und von den Pressevertretern 
selbst viel Raum und Zeit gewährt, um 
die vielfältigen aktuellen und struktu-
rellen Probleme des Justizvollzugs im 
Lande darstellen zu können. Hiervon 
hat er auch redlich Gebrauch gemacht, 
so dass selbst die Politiker über das 
hohe Interesse und das Beharrungsver-
mögen der versammelten Journalisten 
und Journalistinnen erstaunt waren. 
Die hohe Resonanz in der regionalen 
und auch überregionalen Presse konn-
te sich in den Folgetagen auch sehr gut 
ablesen lassen.

Wir wollen die Maßnahmenliste der 
Arbeitsgruppe „modernen Strafvoll-
zug“ mit ihren vielen, differenzierten 
und pragmatischen Handlungsempfeh-
lungen vollständig hier abdrucken, da-
mit wir nachher alle nachschauen kön-
nen, ob und welche Punkte realisiert 
werden konnten und welche noch der 
Umsetzung in die Tat harren.

Die drei Initiatoren der Arbeitsgruppe „moderner Strafvollzug“ bei der 
Landespressekonferenz am 5. Juli 2017 in Stuttgart

V.l.: Jürgen Filius, MdL – Dr. Bernhard Lasotta, MdL – Alexander Schmid, BSBD – Roland Muschel, 
Leiter Landespressekonferenz.  Foto: LPK

Maßnahmenliste 
zur 2. Sitzung der AG 
„moderner Strafvollzug“  
(Stand  05.07.2017)

A. Kurzfristige Maßnahmen
I. Struktur
•  Erarbeitung eines Gesamtkonzepts 

der medizinischen und psychiatri-
schen Betreuung von Gefangenen 
unter Einbeziehung des Neubaus des 
Justizvollzugskrankenhauses und 
not wendiger medizinischer Angebote 
in größeren Haftanstalten mit nie-
dergelassenen Ärzten und Kliniken

•  Beteiligung der Zivilgesellschaft im 
Management des Übergangs von der 
Haft in die Freiheit

•  Prüfung der Möglichkeit von Skype-
Gesprächen Gefangener mit Angehö-
rigen unter Aufsicht

•  Flächendeckende Versorgung mit 
Online-Dolmetscher-Angeboten 

•  Prüfung, wie der Daten-und Infor-
mationsfluss innerhalb und zwischen 
allen Diensten im Justizvollzug ver-
bessert werden kann

•  Ermöglichung der Zahlung von 
Entschädigungen gegenüber 
Bedien ste ten des Landes durch den 
Dienst herrn, wenn zivilrechtliche 
An sprüche gegen die Täter mangels 
Masse nicht beibringbar sind, u. U. 
auch in Form einer Stiftung, zu der 
zugestiftet werden kann

•  Verstetigung der Haushaltsmittel für 
die Schuldnerberatung im Justizvoll-
zug

II. Bauliche Maßnahmen

•  Herstellung von WLAN-Anschlüssen 
beim Bildungszentrum Justizvollzug

III. Aus- und Fortbildung

•  Erstellung einer neuen Aus-und Fort-
bildungskonzeption 

IV. Personal
•  Schaffung weiterer Stellen für Me-

dizinalreferenten in der Abt. IV des 
JuM

•  Erhöhung der Stundensätze für 
freiberuflich tätige Ärzte im Justiz-
vollzug

•  Anhebung der Anwärtersonderzu-
schläge auf 70 v. H. des Anwärter-
grundbetrages und Wegfall der 
Al tersgrenze (Werk-und Krankenpfle-
gedienst, differenziert im mittleren 
Vollzugsdienst)

•  Flächendeckende und regelmäßige 
Supervisionsgespräche bei Gewalter-
fahrungen und außergewöhnlichen 
Belastungssituationen von Beamten 
im allgemeinen Vollzugsdienst, wei-
teres Etablieren einer Kultur der Für-
sorge für die Bediensteten

•  An Wochenenden und Feiertagen: 
generelle Verbesserung des Perso-
nalschlüssels, um Freizeitangebote 
und insbes. Besuchszeiten zu ermög-
lichen

•  Schaffung neuer Stellen entspre-
chend den Empfehlungen der Exper-
tenkommission 

•  Folgefinanzierung für ReSo + ZAP
•  Verstärkte Beschäftigung mit dem 

Strafvollzug im Rahmen der Refe-
rendarausbildung; Prüfung, ob die 
Verwaltungsstation auch im Justiz-
vollzug absolviert werden kann

B. Mittelfristige Maßnahmen
I. Struktur 
•  Aufwuchs des Budgets für den Maß-

regelvollzug entsprechend der Erhö-
hung der Bettenzahlen (SM)

•  Stärkere Verknüpfung des Maßregel-
vollzugs mit der ambulanten Nach-
sorge (SM)

•  Schaffung weiterer Stellen für Werk-
meister

•  Werbekampagne für Werkmeister, 
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insbes. aus dem Bereich Metall, 
Elektrotechnik und Polsterei sowie 
für Anwärter im allgemeinen Verwal-
tungsdienst im Justizvollzug und für 
den allgemeinen Vollzugsdienst

•  Übergangsmanagement für ältere 
Gefangene: Bereitstellen von Woh-
nungen 

•  Prüfung der Einführung eines Lan-
desresozialisierungsgesetzes zur bes-
seren Koordination des Übergangs 
vom Vollzug in die Freiheit. In dem 
Zuge Evaluierung und ggf. Reform 
von Ordnungsvorschriften unter dem 
Aspekt der Stärkung von Ausbildung 
und gesellschaftlicher Integration als 
Vorrang vor anderen erzieherischen 
Maßnahmen

•  Erstellung einer Konzeption für die 
islamische Gefangenenseelsorge

•  Stärkere Kooperation mit dem Kul-
tusministerium in der Beschulung 
von schulpflichtigen Gefangenen mit 
dem Ziel der Erhöhung der Verläss-
lichkeit des Unterrichts und des Leh-
rerschlüssels

•  Mehr Wohngruppenvollzug in kleine-
ren Gruppen ermöglichen

•  Ausweitung und leitliniengerechte 
Ausgestaltung des Angebots von 
Suchttherapien innerhalb und außer-
halb des Justizvollzugs (Minimierung 
der Wartezeiten)

II. Bauliche Maßnahmen

•  Zügige Abarbeitung des Baupro-
gramms zwecks Herstellung eines 
zeitgemäßen Stands

III. Aus-und Fortbildung

•  Schaffung weiterer Fortbildungsan-
gebote für Mediziner beim Bildungs-
zentrum Justizvollzug

•  Fortbildung/Supervision für weib-
liche Bedienstete, wie mit geschlech-
terspezifischen Beleidigungen, 
Diskriminierungen etc. innerhalb der 
Belegschaft oder von Gefangenen 
umgegangen werden kann

•  Gewinnung zusätzlicher haupt- und 
nebenamtlicher Lehr-und Verwal-

tungskräfte für die Aus-und Fort-
bildung im Rahmen der neuen Bil-
dungskonzeption

•  Nicht nur Angebot von funktionsspe-
zifischen Tagungen, sondern auch 
übergreifende Tagungen ermöglichen

IV. Personal

•  Angemessene Besoldung und ver-
lässliche Rahmenbedingungen für 
Anstaltsärzte im Rahmen der medi-
zinischen Gesamtkonzeption unter 
Berücksichtigung des Besoldungsge-
füges im Justizvollzug

•  Einführung von Integrationsbe-
auftragten unter Beteiligung von 
ehrenamtlich Tätigen als Ansprech-
partnern für Gefangene mit Migrati-
onshintergrund, insbes. für straffällig 
gewordene Flüchtlinge, und Ideen-
geber zur Überwindung von Sprach-
barrieren 

•  Entwicklung eines Stufenkonzepts im 
Rahmen der Überarbeitung der Stel-
lenobergrenzenverordnung inner-
halb der laufenden Legislaturperiode 
und Angleichung des allgemeinen 
Vollzugdienstes und des Werkdiens-
tes an die Obergrenzen des Polizei-
vollzugsdienstes

•  Schaffung neuer Stellen in den 
Bereichen der baulich-technischen 
Sicherheit, des Werkdienstes und des 
allg. mittleren Vollzugdienstes

•  Prüfung der Hebungen im geho-
benen Verwaltungsdienst, im Sozi-
aldienst, im psychologischen Dienst, 
bei Vollzugsdienst-, Außenstellen-
und Werkdienstleitern

•  Prüfung der Schaffung einer Wahl-
möglichkeit zwischen Heilfürsorge 
und Beihilfe, auch unter Berücksich-
tigung der Vorsorgekuren

C. Langfristige Maßnahmen
I. Struktur
•  Schaffung von Einsatzmöglichkeiten 

für Untersuchungsgefangene im Re-
gelbetrieb des VAW

•  Schaffung mehr sinnvollerer Tätig-
keiten für Gefangene, z.B. Schaffung 

weiterer arbeitstherapeutischer 
Angebote, insbes. im landwirtschaft-
lichen Bereich und im Umgang mit 
Tieren

•  Schaffung eines durchgängigen 
Dokumentationssystems, auf das 
je nach Stadium die JVA oder die 
BGBW Zugriff haben

•  Fortsetzung der Betreuung der Straf-
fälligen bei Kurzstrafen durch die 
BGBW über den Widerruf hinaus 
auch in der sich anschließenden 
Haft; flexibler Einsatz von Bewäh-
rungshelfern als Case Manager inner-
halb wie außerhalb des Vollzugs

•  Prüfung des institutionalisierten Aus-
tausches/Durchlässigkeit zwischen 
Sozialarbeitern im Justizvollzug und 
Bewährungshelfern

•  Wissenschaftlich fundierte Prüfung 
der Durchlässigkeit zwischen Maßre-
gelvollzug und Strafvollzug in beide 
Richtungen

•  Mehr Spezialabteilungen für ältere 
Gefangene

II. Bauliche Maßnahmen

•  Schaffung weiterer Unterrichtsräum-
lichkeiten für das Bildungszentrum 
Justizvollzug, vorzugsweise an einem 
Standort

•  Investition in die Bauten des VAW 
sowie Schaffung von Produktions-
und Lagerflächen

•  Erneuerung/Sanierung der veral-
teten Anstaltsgebäude, Umsetzung 
Standort Rottweil

III. Personal

•  Prüfung einer durchlässigen Karrie-
replanung im Justizvollzug

Der BSBD-Landesverband BW kann 
derzeit das durchaus positive Fazit 
ziehen, dass der Justizvollzug des 
Landes bei den Politikern und in der 
Öffentlichkeit angekommen ist, mit 
viel Ernst und Interesse angenom-
men wird und dass eine gemeinsame 
Suche nach Problemlösungen statt-
findet.  wok

Eine schwierige Aufgabe: In sehr unterschiedlichen Gefängnisarchitekturen – im Bild links die Justizvollzugsanstalt Freiburg – rechts die Justizvollzugsan-
stalt Heimsheim – vergleichbare Haftbedingungen und Dienstabläufe zu schaffen. 
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Am 14. Juli 2017 um 15:00 Uhr – 
einem Freitagnachmittag – stattete 
Jus tizminister Guido Wolf in Beglei-
tung von Personalreferenten der Abt. 
IV, Harald Egerer, dem Landesvor-
stand bei seiner Sitzung in Herren-
berg einen Besuch ab und schaffte 
somit ein Novum in der Chronik der 
BSBD-Vorstandssitzungen.

Zu Beginn gab er eine sehr persönliche 
eindrucksvolle Erklärung zu seiner Ver-
antwortung in seinem Amte im Kontext 
zum sensiblen Bereich des Justizvoll-
zuges ab. Er räumte hierbei dem Voll-
zug einen ganz besonderen Stellenwert 
für sein politisches Handeln ein.

Danach wurden eine ganze Reihe 
aktuell drängender Sachprobleme aus 
der angespannten Situation des baden-
württembergischen Vollzugs erörtert; 
dazu gehörten insbesondere
–  Überbelegung und Platzmangel in 

den Anstalten mit Maßnahmen zur 
Fortführung von sanierungsbedürf-
tigen Haftgebäuden (z. B. JVA Stutt-
gart-Stammheim)

–  damit einhergehend: höherer Perso-
nalbedarf

–  Hohe Anteile von ausländischen  
Insassen, mit ersten Abhilfen  
durch den Einsatz von Video- 
Dolmetschern

–  dazu auch: Fortbildung von Bedien-
steten zum Erwerb von Sprachkom-
petenzen

–  Kooperationen mit Verbänden und 
Ministerien zum Ausbau der Resozi-
alisierungsmaßnahmen, z. B. auch 
Schuldnerberatungen

–  Sanierungsbedarf und digitale 
Ausstattung im Bildungszentrum 
Jus tizvollzug sowie Einführung von 
haupt amtlichen Lehrkräften – mit 
pädagogischer Ausbildung.

Wie nicht anders zu erwarten, fanden 
die Themen Personalausstattung und 
Zugang von Neustellen im Justizvoll-
zug herausragendes Interesse. Für Jus-
tizminister Wolf war es klar, dass vom 
BSBD höhere Forderungen von 300 bis 
z.T. 500 zusätzliche Stellen vorgebracht 
würden – dies sei die nachvollziehbare 
Rolle der Gewerkschaft. Er selbst habe 
hierzu konkret folgende Eckwerte ge-
schaffen:
•  67 Stellen im laufenden Haushalt aus 

den Empfehlungen der Expertenkom-
mission.

•  Für den Doppelhaushalt 2018/2019 
sei ein Mehrbedarf von 250 Stellen 
anzumelden,

Justizminister Guido Wolf besucht Landesvorstandssitzung
Großes Interesse an den Themen Personalausstattung und Zugang von Neustellen im Justizvollzug

•  davon 51 als weitere Maßgabe der 
Expertenkommission, 50 zum weite-
ren Betrieb des Baus I in Stammheim 
und 150 für die anderen Vollzugsan-
stalten.

Mit dieser Bedarfsanmeldung werde 
er in die vorbereitenden Beratungen 
zur Haushaltskommission gehen, die 
am 16. Juli 2017 – einem Sonntag – ta-
gen werde und wobei alle Ressortchefs 
ihre Finanzwünsche einzeln vortragen 

sollten. Dabei werde das Justizmini-
sterium in sehr bescheidenem Umfang 
vorstellig werden, ganz andere Zahlen 
würden vom Innen-, Sozial-, Verkehrs-, 
Kultus- und Wirtschaftsressort erwar-
tet. Damit endete nach mehr als einer 
Stunde das Gespräch von Justizmini-
ster Guido Wolf mit dem BSBD-Lan-
desvorstand, das in einer freundlichen, 
entspannten und offenen Atmosphäre 
geführt worden war.

Justizminister Guido Wolf und BSBD-Landesvorsitzender Alexander Schmid.  Foto: BSBD

Ressortwünsche – Haushaltskommission –  
und was dabei herauskam

Bereits zuvor und unmittelbar in der 
Folgewoche ging es dann zur Sache auf 
der überwichtigen politischen Finanz-
ebene. Nach dpa betrugen die Mehr-
ausgabenwünsche der Landesministe-
rien für den Doppeletat 2018/2019 
insgesamt 3,5 bis 3,6 Milliarden Euro 

und übersteigen die verfügbaren Mit-
tel – nämlich 900 Mio. Euro – um das 
Dreifache. Dies bestätigten Koalitions-
kreise am Dienstag, dem 11. Juli 2017 
der Deutschen Presse-Agentur. 

An diesem Mittwoch tagte die grün-
schwarze Haushaltskommission, um 
über das weitere Vorgehen zu beraten. 
Konkret wurde es aber erst am Sonntag, 
dem 16. Juli: Dann haben die Ressort-
chefs der Kommission ihre Zahlen er-
läutert. Mit Forderungen in Höhe von 
rund 550 Millionen Euro für die Be-
reiche Sicherheit und Digitales führte 
Innenminister Thomas Strobl (CDU) 
die Liste an. Auf rund 540 Millionen 
Euro summierten sich die Wünsche von 
Sozialminister Manne Lucha (Grü-
ne), auf 450 Millionen Euro die von 
Verkehrsminister Winfried Hermann 
(Grüne). Jeweils rund 420 Millionen 
Euro Mehrbedarf machten Kultusmini-
sterin Susanne Eisenmann und Wirt-

Euro-Geldscheine.  
 Foto: Robert Schlesinger/Archiv
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schaftsministerin Nicole Hoffmeister-
Kraut (beide CDU) geltend. 

Das Gremium beauftragte Finanz-
ministerin Edith Sitzmann (Grüne) 
nach Angaben aus Kommissionskrei-
sen damit, die Summen in weiteren 
Gesprächen zu drücken und die Aus-
gabenwünsche zu priorisieren. 

Andreas Schwarz, Grünen-Frakti-
onschef und Wolfgang Reinhart, CDU-
Fraktionschef, teilten zu den von den 
Ministerien angemeldeten Mehrbedar-
fen mit: „Diese sind aus nachvollzieh-
baren Gründen hoch, denn die Ressorts 
machen Fachpolitik.“

Ohne dass in der Öffentlichkeit viel 
oder gar Spektakuläres zu bemerken 
gewesen wäre, hat sich nach einer 
weiteren Meldung von dpa/lsw vom 
Samstag, dem 22. Juli 2017 um 19:40 
Uhr, die grün-schwarze Landesregie-
rung auf Ausgaben-Schwerpunkte für 
den Doppeletat 2018/2019 geeinigt. 
Die guten Steuereinnahmen machen 
es möglich: Die Regierung trennt sich 
von Stellenstreichungen – auch bei 
den Lehrern (und im Justizvollzug). 
Trotzdem können im neuen Doppe-
letat nicht alle Wünsche umgesetzt 
werden.

Nach zähen Beratungen fasste die 
Haushaltskommission der Regierung 
am Samstag in Stuttgart eine Reihe von 
Beschlüssen. So kann Kultusministerin 
Susanne Eisenmann (CDU) mit rund 
1350 zusätzlichen Lehrern rechnen. 
Gestärkt werden auch Polizei und Jus-
tiz sowie die Umweltverwaltung. Zu-
dem sollen 2018 mindestens 200 Mil-
lionen Euro des Schuldenberges des 
Landes abgebaut werden, wie Grünen-
Fraktionschef Andreas Schwarz und 
CDU-Fraktionschef Wolfgang Rein-
hart sagten. Die Kredittilgung für 2019 
wollen die Koalitionäre festlegen, wenn 
im Herbst die nächste Steuerschätzung 
vorliegt. Das Land ist mit 47 Milliarden 
Euro verschuldet.

„Die Reformen im Bildungsbereich 
müssen weitergehen“, sagte Schwarz. 
Die 1350 zusätzlichen Lehrerstellen 
speisen sich aus Stellen, die eigentlich 
wegfallen sollten, aber jetzt erhalten 
bleiben, sowie aus Lehrern, die für an-
dere Aufgaben abgeordnet waren und 
nun in den Unterricht zurückkehren 
sollen. Die grün-rote Vorgängerregie-
rung hatte für die Zeit zwischen 2018 
und 2020 eigentlich einen weiteren 
Abbau von Lehrerstellen vorgesehen. 
Dieser wird nun aber gestoppt – auch 
weil es wegen des Zustroms von Flücht-
lingen mehr Schulkinder als ursprüng-
lich angenommen gibt. Die Polizei soll 
2018/2019 mit rund 1400 Stellen ge-
stärkt werden. Dabei handelt es sich 

aber nur zum Teil um Beamte. So will 
die Koalition die Zahl der Polizeianwär-
ter hochschrauben und die Beamten 
dadurch entlasten, dass sie den so ge-
nannten Nicht-Vollzug stärkt – darunter 
fallen beispielsweise Schreibkräfte. 325 
Millionen Euro stehen im Doppelhaus-
halt für die ressortübergreifende Aufga-
be der Digitalisierung bereit – bis 2021 
sollen es eine Milliarde Euro sein, wie 
CDU-Fraktionschef Reinhart sagte.

Die Landesregierung plant Mehr-
ausgaben in Höhe von rund einer Mil-
liarde Euro. Die Wünsche der Ressorts 
waren aber weitaus höher. Deshalb 

wurde in mehreren Sitzungen über 
Streichungen diskutiert. So muss Jus-
tizminister Guido Wolf (CDU) damit 
klarkommen, dass von seinen ange-
meldeten 250 neuen Stellen im Be-
reich des Justizvollzugs zunächst nur 
rund 100 umgesetzt werden. Die Um-
weltverwaltung bekommt 225 neue 
Stellen – auch, um Genehmigungsver-
fahren im Umwelt- und Naturschutz 
schneller zu bearbeiten.

Zudem zahlt das Land mehr in den 
Versorgungsfonds für Beamte. Von 
2020 an fließen monatlich 750 Euro 
für jeden neu eingestellten Beamten 
und 1000 Euro für jede neu geschaf-
fene Stelle in den Fonds. Bislang sind es 
500 Euro pro Monat. Auch sollen dem 
Versorgungsfonds in den Haushaltsjah-
ren 2018/2019 weitere 120 Millionen 
Euro zusätzlich zugeführt werden. Ur-
sprünglich sollte diese Entscheidung 
erst mit der November-Steuerschätzung 
im Herbst fallen.

Wie hoch die Ausgaben und Einnah-
men des neuen Haushalts unterm Strich 
sein werden, ist noch unklar. Dies hängt 
auch von den Steuereinnahmen ab, die 
die neue Prognose im Herbst beziffert. 
(aus: dpa/lsw vom 22.07.2017)

Der BSBD-Landesvorsitzende Alex-
an der Schmid konnte nach einem 
Telefonat am 25. Juli 2017 mit Justiz-
minister Wolf diese ganze Personalan-
gelegenheit für den Justizvollzug in 
den Haushaltsjahren 2018/2019 noch 
etwas aufdröseln: 

„Herr Minister hat mich gerade in 
einem Telefonat informiert, dass im 
Zuge der abschließenden Verhand-
lungen der Haushaltskommission zum 
DH 2018/19 insgesamt 151 Neustellen 
für den Justizvollzug erzielt werden 
konnten.
•  Rest aus Empfehlungen der Experten-

kommission: 51 Stellen (im Vollzugs-
dienst),

•  Neustellen zur allgemeinen Ertüch-
tigung und Verstärkung 100 Stellen 
(hier waren ja 200 Stellen gefordert).

•  Daneben sind noch 64 neue Stellen 
für Justizwachtmeister bei den Ge-
richten genehmigt worden.

Vor dem Hintergrund, dass der Weiter-
betrieb von Bau I der JVA Stuttgart ca. 
50 Stellen binden wird, sind also nur 
noch ca. 100 Stellen landesweit zu ver-
teilen.

Es wird deshalb für notwendig erach-
tet, dass der nächste Doppelhaushalt 
dann mit der Forderung nach der Erfül-
lung der Reststellen – also weiteren 100 
Stellen – ausgestattet sein muss.

Daneben werden dort auch Erkennt-
nisse aus der AG Moderner Justizvoll-
zug einfließen können.

Insgesamt ist dies ein Ergebnis, 
welches – wie ich finde – zwar keine 
Luftsprünge auslöst, aber in Relation zu 
bisher eine echte Verbesserung der Per-
sonalausstattung darstellt. Allerdings: 
„Aus Sicht des Ministeriums sind die Er-
gebnisse ein echter Erfolg“, sagte Wolfs 
Sprecher der „Schwäbischen Zeitung“ 
am Sonntag.

Ich habe bei dieser Gelegenheit aber 
nochmals deutlich gemacht, dass die 
Themen Stellenobergrenzen und An-
wärtersonderzuschlag jetzt noch mehr 
Gewicht bekommen; denn was bringen 
uns (schon heute) Neustellen, wenn wir 
keinen Nachwuchs finden.“

In dieser Bemerkung liegt auch ein 
gewichtiger Knackpunkt: Größtes Pro-
blem dürfte wohl weniger die Finan-
zierung dieser Zusatzstellen sein als 
vielmehr die hohe Konkurrenz, die 
von Polizei, Sozial- und Migrations-
beratung, ÖPNV sowie auch von der 
freien Wirtschaft ausgeht. Es ist wohl 
zu befürchten, dass eine regelrechte 
Jagd veranstaltet werden muss, um 
überhaupt noch geeignete und fähige 
Bewerber und Bewerberinnen für den 
Justizvollzug finden und gewinnen zu 
können. Es dürfte fürwahr sehr schwie-
rig werden, gestandene Männer und 
Frauen im Alter bis zu 26 Jahren – even-
tuell mit Familienanhang – mit einem 
monatlichen Anwärtersalär in Höhe 
von derzeit 1.157,89 Euro anlocken und 
davon für zwei Jahre Ausbildungszeit 
überzeugen zu können. wok

Finanzministerin Edith Sitzmann. 
Fo
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Politische Offensive geht weiter
BSBD bei den Fraktionen im Gespräch

Der BSBD-Landesvorsitzende Alexand-
er Schmid und weitere Mitglieder des 
Landesvorstandes waren zum Ende der 
Sommerpause in Sachen Justizvollzug 
aktiv unterwegs. So hatte Alexander 
Schmid im Rahmen des Mediensom-
merfestes der CDU-Landtagsfraktion 
am 7. September 2017 die gute Gele-
genheit, mit hochrangigen Repräsen-
tanten der Politik und mit den zahlreich 
anwesenden Vertretern der Presse ins 
Gespräch zu kommen. 

Solche Gelegenheiten gilt es zu nut-
zen, um auf die dringenden Notwen-
digkeiten im Justizvollzug fortwährend 

hinzuweisen. Am 12. September konnte 
Schmid in gleicher Weise, diesmal beim 
Sommerfest der FDP-Fraktion, agieren. 
Auch hier war Stuttgart eine Reise wert.

Am 13. September war dann der 
BSBD, vertreten durch den Vorsitzen-
den Schmid und seinen Stellvertreter 
Michael Schwarz, zu Gast im Land-
tag. Die SPD-Fraktion hatte eingeladen 
und war fast vollzählig anwesend, als 
die BSBD-Vertreter den Justizvollzug 
in Baden-Württemberg aus ihrer Sicht 
darstellten, die drängendsten Fragen 
aus dem Vollzugsalltag hervorhoben 
und dabei teils sehr betroffene Mienen 

hinterließen. Erfreulich war besonders, 
dass konkrete Vereinbarungen zur wei-
teren Zusammenarbeit zwischen dem 
BSBD und der SPD-Fraktion getroffen 
werden konnten und damit auch kon-
struktive Oppositionsarbeit zum Wohle 
des Justizvollzuges erleichtert bzw. ge-
staltet werden kann.

Wir freuen uns jedenfalls, dass die 
genannten Fraktionen den Justizvoll-
zug und seine Beschäftigten, vertreten 
durch den BSBD, so intensiv wahrneh-
men und damit wirksame und nach-
haltige Fortschritte ermöglichen helfen 
können. als/wok

SPD-Fraktionsvorsitzender Andreas Stoch, flankiert vom BSBD-Landesvorsitzenden Alexander Schmid 
und seinem Stellvertreter Michael Schwarz.  Foto: BSBD

BSBD-Landesvorsitzender Alexander Schmid im 
Gespräch mit dem CDU-Fraktionsvorsitzenden 
Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL.  Foto: BSBD
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N A C H R U F

Unser Ehrenmitglied im BSBD-Landesverband Baden-Württemberg

Bernhard Fechtig
ist am 9. Juni 2017 im gesegneten Alter von fast 102 Jahren verstorben.

Wir trauern aufrichtig um ihn und widmen unsere tiefe Anteilnahme seinen Angehörigen  
und dem BSBD-Ortsverband in Bruchsal.

Bernhard Fechtig gehörte zu den BSBD-Pionieren im Lande, da er bereits 1955 dem BSBD beitrat und so zu seinen 
Gründungsmitgliedern zählte. Beim 1. Delegiertentag 1956 wurde er zum Fachgruppenvertreter des damaligen Aufsichts-
dienstes gewählt, eine Funktion, die er bis zum Delegiertentag 1974 innehatte. Einige Jahre war er auch Vorsitzender des 
Ortsverbands Bruchsal. Ebenso bis zum Jahre 1974 war er Mitglied im ersten Hauptpersonalrat beim Justizministerium 
Baden-Württemberg.

In die Justizvollzugsanstalt Bruchsal – damals noch Landesgefängnis 
und Zuchthaus – trat Bernhard Fechtig bereits 1945 ein und er war 
schließlich über 12 Jahre Aufsichtsdienstleiter, bis er im August 1975 in 
seinen wohlverdienten Ruhestand eingetreten ist. Diesen durfte er fast 
42 Jahre lang im Kreise seiner Familie mit zwei Töchtern und mit ihm 
Skat spielenden Schwiegersöhnen, mit vier Enkeln und drei Urenkeln 
sowie in seinem geliebten Rosengarten erleben. Er betätigte sich auch 
als Holzschnitzer, war begeisterter Mineraliensammler sowie Mitglied 
im Musikverein und Gartenbauverein an seinem Wohnort Untergrom-
bach.

Bernhard Fechtig war Träger des Bundesverdienstkreuzes am Bande 
der Bundesrepublik Deutschland, das ihm vom damaligen Bundesprä-
sidenten Walter Scheel auf Vorschlag des früheren Leiters der JVA Frei-
burg – Reinhold Frank – im Jahre 1976 verliehen wurde. Maßgeblich 
hierfür war seine Aufbauleistung für den BSBD-Landesverband.

Die noch fehlende Ehrenmitgliedschaft im Verband konnte dann Bern-
hard Fechtig mit viel Freude und Stolz zu seinem 100. Geburtstag am 
7. August 2015 durch Überreichung der Ehrenurkunde von Landesvor-
sitzenden Alexander Schmid entgegen nehmen – und zwar bei guter 
Gesundheit des Jubilars und schönstem Sommerwetter. 

Wir werden unseren BSBD-Gründervater Bernhard Fechtig stets in ehrenvoller und herzlicher Erinnerung behalten.

Guido Wolf besucht Justizvollzugsanstalt Konstanz
Anerkennung und Respekt für die Leistungen der Bediensteten

Baden-Württembergs Minister der 
Justiz und für Europa Guido Wolf hat 
die Justizvollzugsanstalt Konstanz 
besucht. Der Besuch ist Teil einer 
Besuchsreihe, die Minister Wolf in 
alle 17 Vollzugsanstalten des Landes 
führt. 

In Konstanz tauschte er sich mit der 
Anstaltsleiterin Ellen Albeck sowie mit 
weiteren Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern aus. Am Gespräch und am 
anschließenden Rundgang durch die 
Anstalt nahm auch Alexander Schmid, 
der Vorsitzende des Landesverbands 
des Bunds der Strafvollzugsbedienste-
ten und selbst Justizvollzugsbeamter in 
der JVA Konstanz, teil.

Justizminister Guido Wolf sagte: „Im 
baden-württembergischen Justizvoll-
zug haben wir derzeit eine Phase außer-
gewöhnlicher Belastung. Mit meinem 

Besuch will ich den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern im Strafvollzug mei-
nen Respekt und meine Anerkennung 
ausdrücken.“ 

Hintergrund ist, dass in Folge eines 
starken Anstiegs der Gefangenenzahlen 
seit Mitte 2015 viele Justizvollzugsan-
stalten in Baden-Württemberg überbe-
legt sind.

Anstaltsleiterin Ellen Albeck berich-
tete Wolf aus der täglichen Arbeit und 
wies darauf hin, dass der Anteil psy-
chisch auffälliger Gefangener in den 
vergangenen Jahren stark gestiegen sei.

Für die JVA Konstanz sei in diesem Zu-
sammenhang die erfolgreiche Koopera-
tion mit dem Zentrum für Psychiatrie 
(ZfP) Reichenau von hoher Bedeutung. 
Die hohe Anzahl psychisch auffälliger 
Gefangener stelle die Bediensteten 
gleichwohl vor große Herausforde-
rungen. Die Justizvollzugsanstalt Kon-

stanz wurde im 19. Jahrhundert als 
Kreisgefängnis errichtet. Gegenwärtig 
sind dort ausschließlich männliche Ge-
fangene untergebracht. 2012 wurde ein 
neues Gebäude mit Torwache und Be-
suchsabteilung in Betrieb genommen. 
Ein weiterer Gebäudeteil wird derzeit 
umgebaut. Der erste Bauabschnitt die-
ser aktuellen Sanierung wurde im Juni 
2017 fertiggestellt. Zurzeit weist die 
Anstalt 136 Haftplätze auf. 

Die Anstalt hat aus dem aktuellen 
Haushalt eine zusätzliche Stelle erhal-
ten. Insgesamt hat das Ministerium der 
Justiz und für Europa 2017 67 zusätz-
liche Stellen für den Justizvollzug er-
halten. Minister der Justiz und für Eu-
ropa Guido Wolf ist überzeugt, dass im 
nächsten Doppelhaushalt 2018/2019 
weitere zusätzliche Stellen für den Jus-
tizvollzug erforderlich sind.

(PM des JuM vom 25.08.2017)

Bernhard Fechtig mit seiner Ehrenurkunde an seinem 
100. Geburtstag. 
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Überbelegung und Schließungen von Vollzugseinrichtungen
Prognosen zu Belegungszahlen sind einfach nicht möglich

In der Überschrift ist bereits ein ekla-
tanter Widerspruch – und derzeit ist 
landesweit die Überbelegung in den 
Vollzugsanstalten in aller Munde. 
Denn ab Ende 2015 hat die Bele-
gungswelle den baden-württember-
gischen Justizvollzug – und auch den 
BSBD – regelrecht überrollt. Dabei 
hat sich wieder einmal überdeutlich 
gezeigt, dass alle Prognosen zu Bele-
gungszahlen einfach nicht möglich 
und schon gar nicht zuverlässig sind. 
Hauptsächlich betroffen ist der Voll-
zug an männlichen erwachsenen Ge-
fangenen – besonders in der Untersu-
chungshaft.

Selbst der FAZ vom 17. Mai 2017 war 
diese Entwicklung in Baden-Württem-
berg einen Artikel wert: 

„Stuttgart. – Die Flüchtlingskrise 
hat in Baden-Württemberg zu einer 
Über belegung der Justizvollzugsan-
stalten geführt. Im April 2017 befan-
den sich insgesamt 7442 Gefange-
ne in den baden-württembergischen 
Jus tizvollzugsanstalten, Ende 2015 
waren es noch knapp 1000 Gefange-
ne weniger, nämlich 6520. Der An-
teil von Gefangenen nichtdeutscher 
Staatsangehörigkeit ist von 39 Pro-
zent im Jahr 2015 auf 46 Prozent im 
Jahr 2017 gestiegen. Der Anstieg der 
Gefangenen zahlen kommt hauptsäch-
lich durch Migranten aus Gambia und 
den Maghreb-Staaten zustande, die 
in Deutschland straffällig geworden 
sind. Derzeit fehlen in den Justizvoll-
zugsanstalten des Landes auch aus 
diesem Grund 800 Haftplätze. 

Weil die neue Justizvollzugsanstalt in 
Rottweil mit 500 Plätzen voraussichtlich 
erst 2023 fertiggestellt sein wird, hat 
sich der baden-württembergische Justiz-
minister Guido Wolf (CDU) entschlos-
sen, den „Turm“ in der JVA Stammheim 
vorerst nicht abreißen zu lassen. In die-
sem symbolträchtigen, 1964 gebauten 
„Bau I“ waren in den siebziger Jahren 
die Rädelsführer der RAF inhaftiert. 
Andreas Baader, Gudrun Ensslin und 
Jan-Carl Raspe nahmen sich im Okto-
ber 1977 in den Zellen des siebten Stocks 
das Leben.“

Die aus der Überbelegung entstehen-
den Belastungen und Konflikte sind 
für Bedienstete wie für Gefangene im 
alltäglichen Vollzugsablauf enorm und 
nahezu unerträglich.

Sehr anschaulich hat dies Stephen 
Wolf von dpa am 22. Juni 2017 in sei-

nem Artikel „Es wird eng hinter Ge-
fängnismauern“ beschrieben:

Stuttgart (dpa/lsw) – „Enge, Frust und 
Wut: Hinter den Mauern vieler Gefäng-
nisse im Südwesten herrscht dicke Luft. 
Die anhaltende Überbelegung in vie-
len baden-württembergischen Haftan-
stalten wird für Gefangene aber auch für 
Justizbedienstete zur Belastungsprobe. 
Wie es vom Bund der Strafvollzugsbe-
diensteten Deutschlands (BSBD) heißt, 
wirkt sich die Enge negativ aus. Nicht 
selten müssten zwei Gefangene wegen des 
zunehmenden Belegungsdrucks in Räu-
men zusammenleben, die als Einzelzelle 
konzipiert seien. „Wir haben kaum Mög-
lichkeiten zu reagieren», sagt Alexander 
Schmid, Landesvorsitzender des BSBD 
und selbst Justizbeamter in Konstanz. 
In Haftanstalten mit Überbelegung 
könnten Freizeitangebote außerdem 
auch nicht mehr problemlos angeboten 
werden. Gefangene könnten seltener 
beim Sport Dampf ablassen. Enge und 
fehlender Ausgleich erhöhten die Ag-
gressivität: „Die Kollegen bekommen den 
Frust ab“, sagt Schmid. Übergriffe und 
Handgreiflichkeiten nähmen zu.“

Die davor liegende Zeit der gerin-
geren Belegung hatte indes sehr proble-
matische Auswirkungen, da eine Reihe 
von Schließungen von Vollzugseinrich-
tungen vorgenommen worden waren. 
Bereits damals hatte der BSBD deutlich 
seine Bedenken zu diesen Maßnahmen 
artikuliert und sich bei Gesprächen im 
Justizministerium sehr kritisch geäu-
ßert. 

Dies war insbesondere im Januar und 
Februar 2015 der Fall, als es um die 
Aufgabe der Außenstellen Crailsheim, 
Klein-Comburg und Sachsenheim ging. 
(Besprechung im Justizministerium am 
5. März 2015, s. auch: DER VOLLZUGS-
DIENST 2/2015, S. 5ff.) 

Dem BSBD-Landesvorstand war völ-
lig klar gewesen, dass er  diese Entschei-
dungen hätte weder beeinflussen noch 
gar revidieren können, denn als Organi-
sations- oder Strukturmaßnahme lagen 
sie ausschließlich in der Entscheidungs-
hoheit der Justizverwaltung.

Und obgleich Personalbelange tan-
giert werden, hat auch die Personalver-
tretung dabei keine Mitwirkungsmög-
lichkeit. 

Dem BSBD war es aber ein großes 
Anliegen, Härten bei den Kollegen und 
Kolleginnen frühzeitig erkennen und 
diese möglichst wirksam abfedern zu 
können. 

Übersicht der Schließung von Vollzug-
seinrichtungen (Qu. BSBD LV)

Schließungen 
seit 2013

Anzahl der  
Haftplätze  
(gem.HPEP)

Außenstelle  
Heidenheim

63 (8)*

Außenstelle
Crailsheim

24

Außenstelle
Klein-Comburg

28

Außenstelle 
Sachsenheim

(68)*

Außenstelle
Ellwangen

37

Außenstell
Heidelberg

93

JVA Pforzheim
(Umwidmung in 
Abschiebehaft)

133 (15)*

Insgesamt 446*

Die entfallenen übrigen 355 Haft-
plätze beziehen sich somit auf den 
geschlossenen Vollzug und diese Zahl 
entspräche einer mittelgroßen Voll-
zugsanstalt, dies könnte in der derzei-
tigen Situation (August 2017) sehr hilf-
reich sein.

Es sind noch weitere Aspekte zu be-
achten: Nach dem Haftplatzentwick-
lungsprogramm aus dem Jahre 2007 
(HPEP) waren eine Reihe von Schlie-
ßungen vorgesehen, die sich jedoch je-
weils am Fortschritt bei der Schaffung 
neuer Haftplätze orientieren sollten. 
Die im Januar 2015 betroffenen drei 
Einrichtungen waren zum Teil im HPEP 
aber gar nicht vermerkt. Es ist somit 
anzunehmen, dass diese drei Schlie-
ßungen als Zugeständnis gegenüber 
dem Rechnungshof des Landes zu 
werten sind, da von dort regelmäßig 
bei sinkenden Gefangenenzahlen der 
Abbau von Personalstellen gefordert 
wurde. 

Am 22. Dezember 2014 hatte der 
Rechnungshof dem Justizministerium 
eine Prüfungsmitteilung mit dem Be-
treff: „Haftplatzbedarf sowie Einrich-
tungen des offenen Vollzugs und des 
Freigangs“ zugesandt. Mit den am Ende 
der Mitteilung aufgemachten „Schließ-
szenarien“ hätte der Rechnungshof 
den offenen und den landwirtschaft-

* 91 Haftplätze im offenen Vollzug wären 
abzuziehen.
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lichen Vollzug im Lande sehr stark 
ausgedünnt. Deshalb wurde wohl weit 
vor Ablauf der Erklärungsfrist vom Mi-
nisterium über die drei Schließungen 
entschieden.

Indessen haben wir bei hohen Über-
belegungen – wie zurzeit – vom Rech-
nungshof noch nie etwas von einer 
Aufforderung zum Stellenausbau im 
Vollzug vernommen. Im Gegenteil: der 
Rechnungshof hat bereits moniert, dass 
die Landesregierung noch nie so viele 
neue Stellen wie zurzeit schaffen wür-
de. (swr AKTUELL 24.07.2017)

Für den BSBD stehen auch noch an-
dere Gründe der Aufgabe von Vollzugs-
einrichtungen entgegen. Die Zunahme 
von Straftätern aus kriminellen Banden 
und auch gefährliche subkulturelle Er-
scheinungen machen häufig gezielte 
Ver legungen und die Trennung von 
„ver netzten“ Gefangenen notwendig. Es 
bedarf deshalb eines hohen Differenzie-
rungsgrades im Justizvollzug eines Flä-
chenlandes. 

Zudem haben Anstaltsschließungen 
auch eine soziale Komponente, da sie 
oft erhebliche Auswirkungen auf Wohn- 
und Arbeitsplatzsituation, auf kommu-
nale und gesellschaftliche Einbindung 
der Bediensteten haben.

Diese bedenkliche Gesamtentwick-
lung geht auch aus der obenstehenden 
Grafik hervor, die zeigt, wie spannend 
auch Statistik sein kann: Im Dezember 
2015 schnellt die Kurve der Gefan-
genenzahlen beängstigend steil nach 
oben und setzt sich auf diesem hohen 
Niveau zunehmend fort, während die 
Zahl der Haftplätze unten weiter vor 
sich hindümpelt. 

(Qu. JuM PPP 270517)
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Entwicklung Haftplätze 
Belegung im geschlossenen Männervollzug
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Entwicklung Haftplätze insgesamt 
im baden-württembergischen Justizvollzug
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Für einen längeren Zeitraum des Abbaus von Haftplätzen seit 2006 ergibt sich 
für den baden-württembergischen Vollzug noch eine ganz andere Dimension, 
wie die folgende Grafik zeigt. In dieser Zeit gingen fast 740 Haftplätze verloren.  
(Qu.: JuM BW – Justizvollzug – Daten und Fakten) wok

Nachruf

Wir trauern um unser langjähriges 
aktives Vorstandsmitglied

Udo Götzinger
der am 17. Mai 2017 im Alter von 44 Jahren 

viel zu früh verstorben ist. 

Er war über ein Jahrzehnt ein aktiver 
und zuverlässiger Posten 

in der örtlichen Vorstandschaft. 

Durch seine positive Ausstrahlung 
werden wir ihn stets 

in guter Erinnerung behalten. 

Unsere besondere Anteilnahme gilt der Familie.

Vorstandschaft und Mitglieder des 
BSBD-Ortsverbands Adelsheim

Nachruf

Der BSBD-Ortsverband Mannheim 
trauert um sein Mitglied

Alfred Deimann
Hauptsekretär i. JVD i. R.

* 31.08.1938       † 13.07.2017

Plötzlich und unerwartet ist unser Kollege  
und langjähriges Mitglied im Alter von 79 Jahren  

von uns gegangen.

Wir werden ihn in bleibender Erinnerung behalten und 
ihm ein ehrendes Gedenken bewahren.

Im Namen aller Kolleginnen und Kollegen  
des BSBD-Ortsverbandes Mannheim

im Juli 2017
Uwe Zielinski

Ortsverbandsvorsitzender



B A D E N - W Ü R T T E M B E R G 

15  DER VOLLZUGSDIENST  ·  4-5/2017

Video-Dolmetschen in Justizvollzugsanstalten
Einrichtung durch Justizminister Guido Wolf in der JVA Stuttgart

Minister Wolf sagte: „Der starke An-
stieg der Gefangenenzahlen im Land 
und insbesondere der nochmals ge-
wachsene Anteil ausländischer Ge-
fangener stellt uns im Justizvollzug 
vor enorme Herausforderungen. Ein 
erhebliches Problem sind die man-
gelnden Deutschkenntnisse zahlrei-
cher Gefangener. Oftmals ist eine 
Kommunikation in deutscher Spra-
che schlichtweg unmöglich. Hier soll 
das Video-Dolmetschen den Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern im Voll-
zugsalltag die Arbeit erleichtern.“

 
Baden-Württembergs Justizminister 
Gui do Wolf hat am Mittwoch, dem 17. 
Mai 2017 das Pilotprojekt für Video-
Dolmetschen in baden-württembergi-
schen Justizvollzugsanstalten vorge-
stellt. Wolf erläuterte das Projekt in der 
Justizvollzugsanstalt Stammheim ge-
meinsam mit dem zuständigen Projekt-
leiter des Ministeriums der Justiz und 
für Europa, Regierungsdirektor Hans-
jörg Bart, und dem Leiter der Justizvoll-
zugsanstalt Stuttgart, Matthias Nagel. 
Weitere Projektanstalten neben Stutt-
gart sind die Justizvollzugsanstalten in 
Bruchsal, Karlsruhe, Rottenburg und 
Rottweil, Außenstelle Hechingen sowie 
das Justizvollzugskrankenhaus Hohen-
asperg.

Minister Wolf dazu: „Der klassische 
Übersetzer, der in die Anstalt kommt, 
ist natürlich nicht 24 Stunden am Tag 
verfügbar. Solche Termine benötigen 
auch einen erheblichen Vorlauf.“

Für das sechsmonatige Pilotprojekt 
arbeitet das Ministerium der Justiz und 
für Europa mit einem Video-Dolmet-
scherdienst aus Österreich zusammen. 
Dieser Videodolmetscherdienst stellt 

den Anstalten mit sehr kurzer Vorlauf-
zeit – in der Regel innerhalb weniger 
Minuten – einen Dolmetscher per Vi-
deokonferenz zur Verfügung. Für das 
Projekt wurde das Budget für Dolmet-
scherkosten im Staatshaushaltsplan für 
das Jahr 2017 um 60 Prozent erhöht 
und auf 150.000 € pro Jahr aufgestockt.

Zum Stichtag 30. April 2017 befan-
den sich insgesamt 7.442 Gefangene in 
den baden-württembergischen Justiz-
vollzugsanstalten, hiervon 1.850 Un-
tersuchungsgefangene und 5.336 Straf-
gefangene. Der Anteil ausländischer 
Gefangener beträgt landesweit rund 46 
Prozent. (PM JuM vom 17. Mai 2017)

Ausweitung auf alle Vollzugsan-
stalten in Baden-Württemberg ab 
Ende August 2017
Justizminister Guido Wolf kündigte am 
23. August 2017 an, dass künftig in al-
len 17 Justizvollzugsanstalten und den 
dazugehörigen 19 Außenstellen Video-
Dolmetscher eingesetzt werden sollen. 
Bislang wurde diese Methode in sechs 
Gefängnissen im Südwesten getestet. 
„Das Modellprojekt Video-Dolmetschen 
ist ein Erfolg und wird von den Justiz-
vollzugsanstalten, in denen es getestet 
wird, sehr gut angenommen. Deshalb 
wollen wir noch in diesem Jahr in allen 
Justizvollzugsanstalten des Landes das 
Video-Dolmetschen einführen.“ 

Auf das Land kämen Zusatzkosten in 
Höhe von rund 100.000 Euro jährlich 
zu. Schon in den Pilot-Gefängnissen 
(s.o.) sei der Dolmetscher pro Anstalt 
durchschnittlich 40 Mal im Monat zum 
Einsatz gekommen, so Wolf. Umgesetzt 
wird der Test von einer österreichischen 
Agentur. Das Wiener Institut hat laut 
Ute Hübler von der Unternehmenslei-
tung mehr als 750 Dolmetscher, die mit 
Schichtdiensten zu jeder Tageszeit zur 
Verfügung stehen. Ob die Österreicher 
den Auftrag für ganz Baden-Württem-
berg bekommen, hängt davon ab, ob 

sie nach einer europaweiten Ausschrei-
bung den Zuschlag erhalten. Diese ist 
laut Ministerium bei der flächende-
ckenden Einführung erforderlich. 

Wie bekannt, ist ein erhebliches Pro-
blem laut Minister Wolf die mangel-
haften Deutschkenntnisse zahlreicher 
Gefangener. Vor allem in türkischer 
und arabischer Sprache sei der Dolmet-
scherbedarf sehr groß. Die Video-Über-
setzer könnten zum Beispiel zu Beginn 
der Inhaftierung bei der Aufnahme 
der Personalien und der Abfrage des 
Gesundheitszustandes sowie bei Be-
suchen von außen eingesetzt werden. 
Parallel zu dieser Maßnahme will Wolf 
ver stärkt „Justizbedienstete mit zusätz-
lichen Sprachkenntnissen einstellen.“

Der Landesvorsit zende des Bundes 
der Strafvollzugs bediensteten, Alex-
ander Schmid, begrüßt die flächen-
deckende Einführung von Video-Dol-
metschern: „Das ist absolut richtig. 
Bisher müssen sich die Justizbedien-

steten schließlich oft mit Händen 
und Füßen mit den Häftlingen ver-
ständigen.“ Kommentar „Sinnvoll.“
(aus: Heilbronner Stimme vom 23. Au-
gust 2017 Autor: Michael Schwarz)

Im Zusammenhang mit Gewalthand-
lungen gegen Bedienstete ergänzte 
Alex ander Schmid hierzu, dass gerade 
die Sprachbarrieren und die damit ver-
bundenen Verständigungsschwierigkei-
ten oft zu Missverständnissen und dem 
Gefühl des völligen „Unverstanden-
seins“ bei Gefangenen führen würden. 
Die daraus entstehende Enttäuschung 
und vermeintliche Ablehnung eines 
drängenden Anliegens könnte dann 
leicht in erhöhte Aggression bei den Ge-
fangenen umschlagen. 

Dass hier eine Klärung durch Dolmet-
schen ermöglicht wird, sei insbesonde-
re direkt nach der Inhaftierung erfor-
derlich, wenn die neu Inhaftierten noch 
viele persönliche Probleme vorbringen 
und lösen möchten. wok

In der JVA Stammheim (Bild) ist der Ausländer-
anteil mit 65,5 Prozent landesweit am höch-
sten. Dahinter folgen die Gefängnisse Karlsruhe 
(57,6) und Mannheim (56,6).  Foto: dpa

Videodolmetscher in Aktion.  

Videodolmetschen per Touch in vielen Sprachen.   
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„Ein Dauerbrenner, der immer wieder neu fasziniert“
Personalräte des BSBD Baden-Württemberg tagen in Hößlinsülz

Im Terminkalender aller Personal-
räte des BSBD bei den Justizvollzugs-
anstalten des Landes gibt es einen 
festen Termin in jedem Jahr. Die 
zweitägige Personalrätetagung des 
BSBD, die traditionell im Landhotel 
Roger in Hößlinsülz am Fuße der 
Löwensteiner Berge stattfindet, war 
auch dieses Jahr am 23. und 24. Mai 
2017 ein echter Knüller.

Fast 40 Personalräte des BSBD konnten 
sich in den zwei Arbeitstagen über Fach-
referate und Impulsvorträge freuen. 
Unter der Tagungsleitung von Michael 

Schwarz, der erstmals in Nachfolge von 
Georg Konrath für diese Tagung ver-
antwortlich zeichnete, waren sowohl 
der Landesvorsitzende des BSBD Alex-

ander Schmid, der Leiter des Personal-
referates der Abteilung Justizvollzug 
im Ministerium der Justiz und für Eu-
ropa, Leitender Ministerialrat Harald 
Egerer, wie auch der neue Vorsitzende 
des Hauptpersonalrates der Gesamtjus-
tiz, Manuel Hellstern, und nicht zu-
letzt das Mitglied des Kriseninterven-
tionsdienstes im Justizvollzug, Reiner 
Bürgelin, mit ihren Ausführungen ganz 
nah am Puls der vollzuglichen Zeit.

Eine wirklich geballte Ladung an In-
formationen war es, die die Tagungs-

Die versammelten Tagungsteilnehmer mit Leitung und Referenten.  Fotos (4): BSBD-LV BW

teilnehmer mit nach Hause nehmen 
konnten. Während LMR Egerer neben 
seinen allgemeinen Ausführungen zu 
verschiedensten Personalthemen auch 
zu den im Vorfeld eingegangenen ca. 
20 Fragen aus der Praxis ausführlich 
Stellung nahm und viele Antworten ge-
ben konnte, stellte Alexander Schmid 
dar, wie wichtig die politisch-gewerk-
schaftliche Arbeit für das Erreichen der 
Ziele des BSBD und damit die Erfüllung 
der Wünsche und Vorstellungen all sei-
ner Einzelmitglieder aus den verschie-

Alexander Schmid, Harald Egerer und Michael Schwarz.

Manuel Hellstern.



B A D E N - W Ü R T T E M B E R G 

17  DER VOLLZUGSDIENST  ·  4-5/2017

densten Tätigkeitsbereichen des Justiz-
vollzuges ist. Die Zahlen dessen, was 
gerade auch in jüngster Zeit erreicht 
werden konnte, waren beeindruckend.

Manuel Hellstern, als der seit Janu-
ar 2017 neu im Amt befindliche Vor-
sitzende des Hauptpersonalrates war 
erschienen, um sich den Personalräten 
des BSBD persönlich vorzustellen. Er 
zeigte sich offen für eine weiterhin enge 
und bewährte Zusammenarbeit zwi-
schen Hauptpersonalrat und BSBD und 
er sah den Landesverband mit seinen 
beiden Mitgliedern im Hauptpersonal-
rat Michael Schwarz und Alexander 
Schmid weiterhin als personell gut auf-
gestellt an.

Reiner Bürgelin, der als Bedienste-
ter des Vollzugsdienstes im Justizvoll-
zug der JVA Freiburg tätig ist, stellte in 

seinem spannenden Referat die Arbeit 
des Kriseninterventionsdienstes im Jus-
tizvollzug ausführlich dar. Da gerade 
auch Personalräte häufig mit Fragen 
bei Krisensituationen von Bediensteten 
konfrontiert sind und gerne kompetent 
Hinweise geben möchten, war sein Vor-
trag ein wichtiger Impuls für die Arbeit 
aller Personalräte.

Es wurde aber auch, bei aller Fach-
lichkeit, bei einem guten Glas Wein oder 
einem kühlen Bier beim abendlichen 
Grillfest, welches wie immer durch den 
Chef des Hauses Herrn Roger persön-
lich zelebriert wurde, einfach nur mal 
gequatscht und die Kameradschaft un-
ter den Kolleginnen und Kollegen ge-
pflegt. Mehr als wichtig in der heutigen 
Zeit, die oft zu wenig Raum für inneren 
Zusammenhalt und Gemeinschaft bie-
tet.

Und so konnte Tagungschef Michael 
Schwarz nach seiner mehr als gelun-
genen Premiere auch feststellen, dass 
sich alle Teilnehmer und auch Refe-
renten schon auf das „nächste Mal im 
Roger“ freuen. als

Reiner Bürgelin.

Pokal-Sieg beim 5-Länder-Turnier
Betriebssportgruppe der JVA Adelsheim gewinnt in München

Gleich zwei Anstalten aus Baden-
Württemberg schickten ihre BSG-
Teams am 30. Juli 2017 zum 5-Län-
derturnier nach München. 

Mit finanzieller Unterstützung durch 
den BSBD traten die Beamten-Fußball-
mannschaften aus Adelsheim und Heil-
bronn die Reise am Vortag des Turniers 

an, um abends noch etwas die baye-
rische Hauptstadt zu erkunden.

Nach dem Frühstück ging es am 
Samstagmorgen für beide Mannschaf-
ten auf den Sportplatz. Vom Trainer 
Martin Schaffner – der von Kollege 
Weimann unterstützt wurde – eigent-
lich gut eingestellt, ging es für die Heil-
bronner Mannschaft im ersten Spiel 
gegen die Kollegen aus Trier. Leider 
war das taktische Konzept schon nach 

wenigen Minuten dahin, als die Gä-
ste aus einem Freistoß heraus das 1:0 
erzielten – ein etwas unglückliches 
Gegentor aus Heilbronner Sicht. Was 
aber viel schlimmer war, ist, dass man 
es in den restlichen 20 Minuten – trotz 
Überzahl – nicht schaffte, auch nur eine 
gefährliche Torchance herauszuspie-
len. Somit ging der Sieg verdient an die 

Gegner. Nach dieser Enttäuschung hieß 
es, die Truppe aufzubauen und taktisch 
nochmals einzustellen, da man nun –
mit zwei Verletzten – gegen die starke 
Mannschaft der BSG Zweibrücken an-
treten musste. Mit zwei Gegentreffern 
war die Chance aufs Halbfinale frühzei-
tig dahin und auch gegen den Rekord-
sieger aus Saarbrücken war trotz sehr 
guter Leistung nichts zu machen. Die 
Truppe erarbeitete sich mehrere, teil-



B A D E N - W Ü R T T E M B E R G 

18  4-5/2017  ·  DER VOLLZUGSDIENST

weise hochklassige Torchancen, welche 
leider nicht genutzt wurden. Mit dieser 
Leistung wäre in den beiden Spielen zu-
vor definitiv mehr drin gewesen.

Im Strafstoßschießen ging es dann 
um den siebten Platz, sodass die Heil-
bronner doch noch jubeln durften und 
einen versöhnlichen Abschluss fanden.

Im Ersten Spiel gegen die JVA Witt-
lich startete die Mannschaft aus Adels-
heim mit einem Unentschieden etwas 
unruhig ins Turnier. Gegen die JVA 
Frankenthal ließ Adels heim den Ball 
wieder gut laufen und ging nach einem 
Flankenball durch Direktabnahme mit 
1:0 in Führung. Der 2:0 Endstand er-
folgte nach einem Eckball noch in der 
ersten Halbzeit. 

Gegen die Münchner Mannschaft 
konnte man durch einen Kopfball aus 
45 Metern und durch einen Strafstoß 
mit 2:0 in Führung gehen. Das sehr 
faire Spiel gegen den Gastgeber konnte 
mit 3:1 gewonnen und so der 2. Platz in 
der Gruppe verbucht werden. 

In einem hitzigen Halbfinalspiel konn-
te Zweibrücken durch einen schönen 
Spielzug über links mit 0:1 in Führung 
gehen. Da die Mannschaft aus Adels-
heim der Ausgleichstreffer gelang, wur-
de das Spiel durch „Elfmeterschießen“ 
entschieden. Mit einem 5:3 Ergebnis 
traf man anschließend im Finalspiel 
auf die JVA Saarbrücken. Nachdem 
Adelsheim durch einen Eckball mit 1:0 
in Führung ging, konnten sie noch vor 
der Pause auf 2:0 erhöhen. Auch in 
der 2. Halbzeit dominierte man weiter 
das Spiel und konnte es mit 3:0 been-
den. Die Betriebssportgruppe der JVA 
Adelsheim konnte somit bei der zwei-

ten Turnierteilnahme das erste Mal den 
Sieg des 5-Länderturniers feiern. Die 
Siegerehrung mit anschließender Fei-
er begann am Abend im Sportheim der 
Spielstätte. Nach der Begrüßung durch 
die Münchner Kollegen sowie Gruß-
worte des Anstaltsleiters der JVA Mün-
chen kam es zur Pokal überreichung 
und einer ausgiebigen Feier, welche bei 
guter Stimmung durch die Liveband bis 
tief in die Nacht ging. 

Nach einer durchgefeierten Nacht 
ging es für beide Mannschaften am 
Sonntagmorgen wieder zurück in die 
Heimat, was nicht ganz problemlos war. 

Am 29. Juni 2017 lud der OV Bruchsal zum Grillfest ein. Über 30 Mitglieder folgten der Einladung, 
darunter auch viele Pensionäre. Nach der Begrüßung durch OV-Vorsitzenden Johann Hermann wurde 
das Büfett eröffnet. Bei leckeren Steaks, Bratwürsten und dem ein oder anderen Viertele Wein ver-
brachten wir einen geselligen Abend.  Foto: BSBD

Grillfest des Ortsverbandes Bruchsal

Schwäbisch Hall wird Landesmeister
Überraschend und ohne ein einziges Gegentor gewonnen

Am 23. Juni 2017 fand in Offenburg 
das Landessportfest der Justizvoll-
zugsanstalten statt. Die Fußballer der 
JVA Schwäbisch Hall haben dabei ge-
nauso überraschend wie souverän die 

Landesmeisterschaft gewonnen, ohne 
ein einziges Gegentor zu kassieren! Mit 
diesem Erfolg hat sich die Mannschaft 
für die Deutsche Meisterschaft im kom-
menden Jahr qualifiziert.

Während die Heilbronner von einem 
Stau in den nächsten fuhren, blieb der 
Bus des neugekürten 5-Länder-Meister 
aus Adelsheim auf der Strecke liegen. 
Nach etwa dreistündiger Zwangspause 
und einem ausgetauschtem Bus kamen 
aber alle Teilnehmer wieder gut in ih-
ren Anstalten an. Für beide Mannschaf-
ten steht jedoch schon fest, dass sie 
nach diesem tollen Wochenende auch 
beim nächsten 5-Länderturnier in zwei 
Jahren antreten wollen. Der Dank der 
Teilnehmer geht an die Gastgeber der 
BSG München. 

 Text und Fotos: S. Fuchs/L. Rinklin
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